
 

 

 

 
 

  

Berlin, 29. April 2019 

 

Pressemitteilung 

 

Für ein starkes soziales Europa und eine lebenswerte Gesellschaft 

Zum 1. Mai erklären Beate Müller-Gemmeke, Sprecherin für ArbeitnehmerInnenrechte, und Wolfgang 

Strengmann-Kuhn, Sprecher für europäische Sozialpolitik: 

In diesem Jahr steht der Tag der Arbeit für uns ganz im Zeichen Europas. Wir wollen den 

Zusammenhalt der Europäischen Union wieder stärken, indem wir das Wohlfahrtsversprechen der EU 

erneuern. In Europa sollen alle Menschen ein würdevolles Leben führen können. Voraussetzung dafür 

sind verlässliche soziale Rechte.  

Wir brauchen daher ein starkes soziales Europa, das für soziale Gerechtigkeit und sozialen Schutz sorgt 

und Ausgrenzungen, Armut und Diskriminierung bekämpft. Deshalb muss das EU-Recht endlich den 

sozialen Rechten und den Rechten von Beschäftigten den gleichen Stellenwert einräumen wie den 

wirtschaftlichen Freiheiten des EU-Binnenmarktes. Wir brauchen Grundsicherungssysteme in allen 

Mitgliedsstaaten, um allen Menschen in der EU ein soziales Netz zu garantieren. Und wir brauchen in 

den Staaten der EU Mindestlöhne, die dafür sorgen, dass die Menschen von ihrer Arbeit gut leben 

können. Auch das Prinzip „gleicher Lohn für gleiche Arbeit am gleichen Ort“ muss durchgesetzt 

werden. Nur so gibt es fairen Wettbewerb und gute Lebensbedingungen für alle. Notwendig ist auch 

mehr Partizipation der Beschäftigten in Europa. Deshalb sollen die Mitbestimmungsrechte der 

Beschäftigten europaweit harmonisiert und gestärkt werden. 

Was für die EU gilt, wollen wir auch in unserem Land: Auch hier müssen Gewerkschaften und 

Betriebsräte gestärkt werden, damit sie auch in schwierigen Branchen Tarifverträge durchsetzen 

können. Denn derzeit arbeiten mehr als 20 Prozent aller Beschäftigten unter prekären Bedingungen. 

Sie arbeiten als Leiharbeitskraft, haben einen Minijob, sind befristet angestellt oder arbeiten auf Abruf.  

Wir brauchen endlich gerechte Löhne und mehr gute Arbeit. Der Mindestlohn muss spürbar steigen. 

Wir fordern Equal Pay ab dem ersten Tag in der Leiharbeit und Lohngleichheit zwischen Männern und 

Frauen. Und Minijobs müssen endlich in sozialversicherungspflichtige Arbeit umgewandelt werden.  

Die Bundesregierung bekämpft den Niedriglohnsektor jedoch nur verbal und nicht real. Für den 

sozialen Zusammenhalt in unserer Gesellschaft und in Europa ist aber die Glaubwürdigkeit unserer 

Politik wichtig. Artikel eins unseres Grundgesetzes schreibt fest, dass die Würde des Menschen 

unantastbar ist. Deshalb brauchen wir eine „Normalisierung“ der Arbeitsverhältnisse. Die Menschen 

müssen von ihrer Arbeit leben können. Und wir brauchen mehr Solidarität und mehr echten 

Zusammenhalt. Wenn die Tarifpartner unsere Arbeitswelt so nicht mehr gestalten können, dann muss 

die Politik dafür sorgen.  
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